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Es war nur eine Frage der Zeit, bis das 
türkische Militär erneut Angriffe auf 
das Gebiet der autonomen kurdischen 
Selbstverwaltung in Nordostsyrien star- 
ten würde: Als Mitte November die 
ersten Bomben in den Städten Kobanê, 
Dirbesiye, Zirgan und in der Regi-
on Dêrik einschlugen und auch Ziele 
an der Grenze zum Nordirak trafen, 
zeigte sich schnell, worum es dem Na-
to-Mitglied Türkei bei dieser jüngsten 
Offensive ging – um die systematische 
Zerstörung der Infrastruktur und damit 
die komplette Zerschlagung der kurdi-
schen Selbstverwaltung in der Region. 
Die erste Bilanz nach den flächende-
ckenden Bombardierungen  ist verhee-
rend: Über 500 Ziele sollen laut türki-
schen Medien getroffen worden sein. 
Dabei wurden über 60 Menschen ge-
tötet, davon mindestens 16 Zivilist*in-
nen. 33 Zivilist*innen wurden laut dem 
Rojava Information Center verletzt. 

Noch sind die Folgen der Angrif-
fe für Millionen Menschen nicht in ih-
rem ganzen Ausmaß abzusehen. Si-
cher ist jedoch, dass es nach der Zer-
störung von Kraftwerken und Ölfel-
dern in tausenden Haushalten und den 
Flüchtlingslagern an Elektrizität, Gas 
und Diesel mangeln wird – angesichts 
des bevorstehenden Winters eine ech-
te Katastrophe. Zentrale Getreide- 
speicher, Krankenhäuser und Schu-
len, auch Straßen sind zerstört. Und 
die Angriffe sind noch nicht vorbei. Die 
Bevölkerung lebt in Unsicherheit und 
Angst vor erneuten Bombardierungen. 
Besonders die Menschen in Kobanê, 
Manbij und Shebha fürchten weitere 
Angriffe und die von Erdoğan ange-
drohte Bodenoffensive.

Seit dem Bombenanschlag auf der 
zentralen Einkaufsstraße Istiklal in 

Istanbul mit sechs Toten und 80 Ver-
letzten am 13. November scheint der 
Wahlkampf der AKP begonnen zu ha-
ben – im Juni 2023 finden in der Türkei 
Parlaments- und Präsidentschaftswah-
len statt. Trotz zahlreicher Ungereimt-
heiten – unter anderem hatte ein Regi-
onalpolitiker der rechtsextremen MHP 
Kontakt zur vermeintlichen Attentäte-
rin – hält die türkische Regierung an 
dem Vorwurf fest, der Anschlag habe 
im Auftrag der PKK bzw. von deren sy-
rischer Schwesterpartei PYD stattge-
funden, die dies allerdings dementie-
ren. Schon am Tag des Anschlags ver-
kündete der türkische Innenminister 
Süleyman Soylu: „Der Befehl kam aus 
Kobanê.“ Stimmen aus Nordostsyrien 
interpretierten dies schon damals als 
Kriegsankündigung.

Es ist eine inzwischen hinlänglich 
bekannte Methode der AKP-Regie-
rung, Terroranschläge für die Mobili-
sierung nationaler Einheit zu instru-
mentalisieren. Besonders wenn Refe-
renden oder Wahlen anstehen, ist die 
Sicherheitspolitik ein Vehikel, um die 
Bevölkerung an die Regierung zu bin-
den. Dabei geht es besonders oft gegen 
die Kurd*innen im eigenen Land und 
an den Grenzen zu Syrien und dem 
Irak. Anlass, um abzulenken, gibt es 
nicht nur angesichts der hohen Inflati-
on und der schlechten wirtschaftlichen 
Aussichten, die die Umfragewerte der 
AKP in den Keller sacken ließen. Kritik 
gab es in den letzten Wochen vermehrt 
auch am Einsatz von Giftgas durch das 
türkische Militär gegen Guerillaein-
heiten der PKK im Nordirak. 

Dessen ungeachtet setzt Erdoğan 
Schweden weiter unter Druck, dem 
Nato-Beitritt des Landes nur zustim-
men zu wollen, wenn die schwedische 
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Regierung sich von der autonomen 
Selbstverwaltung der Kurden distan-
ziert und deren Unterstützung einstellt 
sowie kurdische Aktivist*innen aus-
liefert. Die Luftangriffe unterstreichen 
die türkische Position deutlich.

Das Verteidigungsministerium in 
Ankara beruft sich zu deren Rechtfer-
tigung auf das Recht zur Selbstvertei-
digung in der Charta der Vereinten 
Nationen – nicht mehr als eine rheto-
rische Worthülse. Der Wissenschaft-
liche Dienst des Bundestags hatte be-
reits bei den größeren türkischen Mili-
täroperationen in Afrin 2018 und Serê-
kaniyê 2019 festgestellt, dass sie gegen 
das Völkerrecht verstoßen. Zu keinem 
Zeitpunkt hatte eine Bedrohung be-
standen, die ein militärisches Eingrei-
fen gerechtfertigt hätte. Ähnlich sieht 
die Lage jetzt aus. 

Dennoch halten sich die Nato-Staa-
ten mit einer Kritik an den Angriffen 
auffallend zurück. Die Bundesregie-
rung hat in ihrem einzigen Statement 
zwar darauf hingewiesen, dass das 
Völkerrecht gewahrt werden müsse 
und zivile Ziele nicht Teil der Angrif-
fe sein dürften; im selben Statement 
hatte sie jedoch das Terrorismusnarra-
tiv der Türkei übernommen. Auch Au-
ßenministerin Annalena Baerbock äu-
ßerte sich auf dem Nato-Außenminis-
tertreffen Ende November in Bukarest 
besorgt gegenüber ihrem türkischen 
Amtskollegen und warnte davor, die 
Militäraktionen auszuweiten. Doch 
Konsequenzen, gar ein Eingreifen der 
Nato-Partner muss die türkische Re-
gierung nicht befürchten, zu offen-
sichtlich wird ihr freie Hand gelassen 
– wohl auch vor dem Hintergrund der 
türkischen Vermittlerrolle im Ukraine-
krieg und der Tatsache, dass die Türkei 
eine zentrale Rolle für die Verhinde-
rung von Fluchtbewegungen nach Eu-
ropa spielt. Dabei wären direkte Kon-
sequenzen für die türkische Regierung 
und Winterhilfen für die kurdischen 
Gebiete aktuell mehr als angebracht. 

Schließlich forciert Erdoğan seit Mo-
naten zudem eine erneute militärische 

Bodenoffensive in der Region und kün-
digte immer wieder an, einen 30 Kilo-
meter tiefen Streifen jenseits der syri-
schen Grenze komplett einnehmen zu 
wollen, um eine sogenannte Sicher-
heitszone zu errichten. Zuletzt fokus-
sierte er sich in seinen Drohungen auf 
die Region um Kobanê und Manbij – 
also die westlichen Gebiete der Selbst-
verwaltung. Ob es tatsächlich zu einer 
solchen Bodenoffensive kommt, ist al-
lerdings noch ungewiss. Russland und 
die USA kontrollieren den Luftraum 
der Region und müssen daher auch den 
jüngsten Luftangriffen zugestimmt ha-
ben. Vermutlich hat auch sie die Ver-
mittlerrolle der Türkei im Ukraine- 
krieg zu ihrer Entscheidung bewogen. 
Damit liegt auch die Zustimmung zu 
einer Bodenoffensive in ihrer Hand – 
die Verhandlungen zwischen den Ak-
teuren laufen, mit noch ungewissem 
Ausgang. Einmal mehr zeigt sich: Hier 
geht es nicht um Menschenrechte, De-
mokratie oder gar eine „feministische 
Außenpolitik“, sondern um Geopolitik 
und die Machtverteilung in einer neuen  
Weltordnung.

Zerstörte Infrastruktur, aber keine 
Winterhilfe

Und auch ohne Bodenoffensive sind 
die Folgen der jüngsten Luftangriffe 
und Bombardierungen verheerend – 
und sie treffen vor allem die Bevölke-
rung: In der gesamten Grenzregion zur 
Türkei ist durch die Angriffe lebens-
wichtige zivile Infrastruktur zerstört 
worden. Schon bei den ersten Luftan-
griffen am 19. November wurden ein 
Krankenhaus bei Kobanê und das 
Elektrizitätswerk in der Nähe der Stadt 
Dêrik getroffen. Zivilist*innen, die zur 
Hilfe eilten, wurden bei einem zweiten 
Angriff getötet – insgesamt starben in 
dieser Nacht elf Menschen. Seither ist 
die Bevölkerung in Dêrik und den um-
liegenden Dörfern ohne Strom.

Kurz darauf wurden das zentrale 
Getreidesilo bei Dirbêsiyê vernichtet,  
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in dem 1000 Tonnen Getreide zur 
Grundversorgung der Menschen in der 
Region lagerten, sowie das Gasvertei-
lungszentrum Siwêdiyê zerstört, über 
das die gesamte Gasversorgung in 
Nordostsyrien koordiniert und der Ver-
waltungsbereich Jazira mit Strom ver-
sorgt wird. Seither ist die Region, in der 
knapp eine Million Menschen leben, 
großenteils ohne Strom. Es wird Mona-
te, wenn nicht gar Jahre dauern, das al-
te Werk zu reparieren, um die Grund-
versorgung der Bevölkerung mit Strom 
und Gas wiederherzustellen. Letzte-
res nutzen die Menschen nicht nur zum 
Kochen, sondern im Winter auch zum 
Heizen. Wer kann, hat sich angesichts 
dessen einen Generator besorgt; doch 
auch die Dieselvorräte für private Ge-
neratoren könnten schon bald aufge-
braucht sein. Denn auch die Ölförde-
rung und -aufbereitung in der Regi-
on – und damit eine zentrale Einnah-
mequelle der Selbstverwaltung – hat 
durch die Angriffe schweren Schaden 
genommen. Immer wieder schlugen 
Raketen auf den Ölfeldern bei Tirbes- 
piyê ein, wo auch raffiniert und der für 
viele überlebenswichtige Diesel her-
gestellt wird. Die Ölwirtschaft zu stop-
pen, bedeutet nichts weniger, als den 
wirtschaftlichen Bankrott der kurdi-
schen Selbstverwaltung zu forcieren, 
die sich ohnehin in einer schwierigen 
ökonomischen Lage befindet. 

Zu den Auswirkungen der in vielen 
Teilen der Region zerstörten lebens-
wichtigen Infrastruktur kommt die 
Angst vor weiteren (Drohnen-)Angrif-
fen: Die Bevölkerung traut sich nicht 
mehr auf die Straße; auch der Schul-
unterricht wurde ausgesetzt. Nach den 
Angriffen auf Krankenhäuser befürch-
ten die Menschen zudem, dass weitere 
medizinische Einrichtungen getroffen 
werden könnten. Schon in den Kriegen 
der vergangenen Jahre hat die Türkei 
Krankenhäuser bombardiert und kei-
nerlei Rücksicht auf Nothelfer*innen 
genommen. Die Organisation Kurdi-
scher Roter Halbmond, die die medizi-
nische Versorgung in der Region leistet,  

warnt bereits vor Fluchtbewegun-
gen und einer Zuspitzung der ohnehin 
schlechten humanitären Lage in den 
vielen Flüchtlingslagern der Region. 
Auch ihnen fehlen nach den Angrif-
fen Strom und Gas für die grundlegen-
de Versorgung. Zudem gibt es hier seit 
Wochen einen Cholera-Ausbruch. Soll-
ten sich die hygienischen Bedingungen 
noch weiter verschlechtern, werden 
sich die Infektionsherde weiter ausbrei-
ten. Der letzte Starkregen hat bereits 
Flüchtlingszelte weggeschwemmt, bald  
kommt der erste Schnee. Wie sollen die 
Geflüchteten diese Zeit ohne Gas und 
Strom überstehen und wie die Bevöl-
kerung ihren Alltag in den Städten und 
Dörfern organisieren?

Obgleich es Monate dauern wird, 
die zerstörten Werke, Getreidesilos 
und Ölfelder wieder instand zu setzen, 
hat die internationale Gemeinschaft 
eine große Winterhilfe, wie sie für die 
Ukraine selbstverständlich erscheint, 
oder Unterstützung beim Wiederauf-
bau bisher nicht angekündigt. Statt-
dessen ist davon auszugehen, dass die 
Selbstverwaltung und die Bevölke-
rung einmal mehr auf sich allein ge-
stellt sein werden. Erdoğan wird die-
sen Krieg weiterführen – sei es mit der 
angedrohten Bodenoffensive, „nur“ 
weiteren Drohnenangriffen oder der 
Regulierung des Wasserzuflusses in 
die Region. Sein Ziel scheint es zu sein, 
die Selbstverwaltung dieses Mal kom-
plett zu zerschlagen und die Region 
endgültig unbewohnbar zu machen.

Die Angriffe stärken den IS

Hinzu kommt: Die türkischen Angriffe 
stärken auch den sogenannten Islami-
schen Staat (IS) in der Region; die von 
ihm ausgehende Gefahr ist nach den 
Angriffen größer denn je. Denn auch in 
unmittelbarer Nähe des berüchtigten 
al-Hol-Flüchtlingslagers im Nordosten 
Syriens und im Umfeld weiterer Ge-
fängnisse, in denen IS-Kämpfer inhaf-
tiert sind, schlugen Bomben ein. Dabei 
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wurden gezielt die Sicherheitskräf-
te getroffen, womit sich die ohnehin 
schon prekäre Lage dort weiter desta-
bilisierte. Seither zirkulieren Gerüchte 
über IS-Mobilisierungen und mögliche 
Angriffe des IS auf die Gefängnisse.

Dabei war das al-Hol-Lager mit sei-
nen 55 000 Bewohner*innen schon 
vor den Angriffen eine tickende Zeit-
bombe; ein Großteil der Menschen im 
Camp gehört dem IS an, der auch die 
Regeln im Camp aufstellt. Besonders 
radikal sind die rund 2000 ausländi-
schen IS-Frauen, die mit ihren Kin-
dern in einem gesonderten Bereich le-
ben. Allein in diesem Jahr wurden laut 
der autonomen kurdischen Selbstver-
waltung über 40 Personen im Camp 
ermordet. Aufgrund der angespann-
ten Sicherheitslage führten die Sicher-
heitskräfte der kurdischen Selbstver-
waltung bereits im Frühjahr 2021 eine 
über mehrere Tage andauernde Sicher-
heitsoperation mit etwa tausend Sol-
dat*innen und Polizist*innen in al-Hol 
durch; die internationale Anti-IS-Koa-
lition schützte den Luftraum. Und auch 
die humanitäre Lage in dem Lager ist 
extrem prekär; seit dem Beginn der 
Angriffe haben nun vor allem die in-
ternationalen Hilfsorganisationen ihre 
Arbeit dort weitgehend eingestellt. 

Die Angst, dass der IS wieder er-
starkt, war schon vor den jüngsten 
Angriffen der Türkei groß. Ende Ja-
nuar 2022 hat der IS mit 300 Kämp-
fern das Ghweran-Gefängnis der syri-
schen Stadt Hasakeh angegriffen und 
tagelang versucht, die 5000 Insassen 
– ebenfalls IS-Anhänger – zu befreien. 
Nur mit Unterstützung der US-Trup-
pen in der Region ist es letztendlich ge-
lungen, den Angriff zurückzuschla-
gen. Jüngst bekannte sich der IS zu-
dem zu einem Anschlag im nordsyri-
schen Raqqa. 

Doch der Chef der von den USA un-
terstützten Syrian Democratic Forces 
(SDF), Mazlum Abdi, hat mittlerwei-
le verkündet, dass die SDF den Kampf 
gegen den IS im Rahmen der interna-
tionalen Koalition aussetzen müsse. Zu 

groß sei die Bedrohung durch das tür-
kische Militär, zudem würden alle Si-
cherheitskräfte in der Nähe der türki-
schen Grenze benötigt. Dabei haben 
diese schon jetzt nicht genügend Ka-
pazitäten, um die Sicherheit im al-Hol-
Lager zu gewährleisten und die Flucht 
von IS-Familien zu verhindern. 

Todesstoß für Rojava?

Damit ist die Lage in Rojava auch aus 
Sicht der dort tätigen Partnerorgani-
sationen von medico international so 
gefährlich wie noch nie. Die gesamte 
Existenz Rojavas scheint aktuell auf 
dem Spiel zu stehen. Bedroht sind eine 
Gesellschaft und ein demokratisches 
Modell, das die dort lebenden Men-
schen in den letzten zehn Jahren auf-
gebaut und geprägt haben. Sollte es 
keine Unterstützung beim Wiederauf-
bau der Infrastruktur geben oder Erdo-
ğan seine Pläne für eine Bodenoffensi-
ve in die Tat umsetzen, könnten Mil-
lionen Menschen zur Flucht gezwun-
gen werden und die Region verlassen. 
Denn die Menschen in Rojava fürchten 
die türkische Herrschaft bzw. die Kon-
trolle islamistischer Söldner, wie sie in 
der Region Afrin bereits Realität ist. 
Ebenso möglich erscheint zurzeit al-
lerdings auch, dass die autonome Ver-
waltung im Zuge einer Einigung der 
beteiligten Großmächte Russland und 
USA wieder unter die Herrschaft von 
Baschar al-Assads Syrien gezwungen 
wird. Auch das würde das Ende jegli-
cher gewonnener Rechte und Freihei-
ten in Rojava bedeuten. Dass es keine 
internationale Unterstützung für das 
bedrohte Rojava gibt – daran sind die 
Menschen dort inzwischen gewöhnt. 
Und dennoch werden die Schutzmäch-
te Russland und USA für die Zukunft 
der kurdischen Selbstverwaltung ent-
scheidend sein. Stimmen sie einer tür-
kischen Bodenoffensive zu, versetzen 
sie den Kurd*innen und allen anderen 
im Gebiet der Selbstverwaltung leben-
den Minderheiten den Todesstoß.


